
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN VERLOREN VAN THEMAAT — RECHTSSACHE 249/84

monisierung in diesem Bereich verfolgten
grundlegenden Ziele wie unter anderem
die Förderung der Freizügigkeit und des
freien Warenverkehrs sowie das Verbot
der Doppelbesteuerung beachten. In be­
zug auf Kraftfahrzeuge, die von Studen­
ten aus einem andern Mitgliedstaat be­
nutzt werden, sind die Behörden eines
Mitgliedstaats verpflichtet, den Begriff
der vorübergehenden Einfuhr so auszule­
gen, daß die Freiheit der Angehörigen
der anderen Mitgliedstaaten, im Mit­
gliedstaat ihrer Wahl zu studieren, nicht
durch eine Doppelbesteuerung der be­
treffenden Fahrzeuge beeinträchtigt wird.

Infolgedessen ist es nach dem Gemein­
schaftsrecht und insbesondere nach der
Sechsten Richtlinie einem Mitgliedstaat
verwehrt, auf ein in einem anderen Mit­
gliedstaat unter Entrichtung der Mehr­
wertsteuer gekauftes und dort zugelasse­
nes Kraftfahrzeug Einfuhrumsatzsteuer
zu erheben, wenn das Fahrzeug von
einem Angehörigen dieses zweiten Mit­
gliedstaats benutzt wird, der dort einen
Wohnsitz hat, aber im ersten Mitglied­
staat studiert und während seines Studi­
ums im Ausländermelderegister eingetra­
gen ist. Dabei ist es unerheblich, ob der
Betreffende verheiratet ist.

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

PIETER VERLOREN VAN THEMAAT

vom 10. Juli 1985 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

I. Sachverhalt

LI. Einleitung

In der vorliegenden Rechtssache geht es um
die mehrwertsteuerliche Behandlung eines
Kraftfahrzeugs eines luxemburgischen Stu­
denten, der in Luxemburg wohnt, während
seines Studiums in Belgien aber dort vor­
übergehend im Ausländermelderegister ein­
getragen war. Dieser Student wohnte in Bel­
gien zusammen mit seiner dort arbeitenden
Frau (einer Französin, die später ebenfalls
die luxemburgische Staatsangehörigkeit er­
warb). Nach Beendigung seines Studiums
kehrte er nach Luxemburg zurück. Die
Rechtssache ist mittelbar für alle Studenten
von Interesse, die vorübergehend in einem

anderen Mitgliedstaat studieren, obwohl
die Frage seit Inkrafttreten der im folgenden
noch zu besprechenden Richtlinie 83/182/
EWG an Bedeutung verloren hat. Bekannt­
lich wird ein solches vorübergehendes Stu­
dium in einem anderen Mitgliedstaat bereits
seit Jahren in zunehmendem Maße von der
Gemeinschaft gefördert. Die Rechtssache ist
mittelbar jedoch von besonderer Bedeutung
für alle luxemburgischen Studenten. Bekannt­
lich studieren diese gewöhnlich in einem an­
deren Mitgliedstaat. Sie entscheiden sich da­
bei meistens für eine Universität, die so
nahe an Luxemburg liegt, daß sie regelmä­
ßig (an den Wochenenden und in den Fe­
rien) an ihren Wohnsitz in Luxemburg zu­
rückkehren können.

Für diesen Pendelverkehr zwischen Wohn­
sitz und Universität benutzen sie meistens

* Aus dem Niederländischen übersetzt.
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auch ein Kraftfahrzeug mit Luxemburger
Kennzeichen, für das sie in Luxemburg
Mehrwertsteuer entrichtet haben. Wie die
von der Kommission in der Rechtssache
134/83 (Abbink, Urteil vom 11. Dezember
1984, Slg. 1984, S. 4097) angeführten Bei­
spiele zeigen, wird dadurch unter anderem
verhindert, daß die betreffenden Studenten
sich durch die Benutzung eines Kraftfahr­
zeugs mit belgischem Kennzeichen in Lu­
xemburg dort strafbar machen.

Im Mittelpunkt der vorliegenden Rechts­
sache steht die Frage, inwieweit die in die­
sen Fällen in Belgien übliche Befreiung von
der Mehrwertsteuer für die vorübergehende
Einfuhr ohne Verstoß gegen das Gemein­
schaftsrecht versagt werden kann, wenn der
Student in Belgien zusammen mit seiner
(dort zeitweise arbeitenden) Frau vorüber­
gehend einen zweiten Wohnsitz hat (oder
sich regelmäßig dort aufhält). Die konkre­
ten Begleitumstände sind dabei für die Beur­
teilung ebenfalls von Bedeutung.

Die Rechtssache unterscheidet sich insoweit
wesentlich von der Rechtssache 839/79
(Carciati, Slg. 1980, 2773), die auch in der
genannten Rechtssache Abbink eine ent­
scheidende Rolle spielte, da es im vorliegen­
den Fall nicht um die mit der Ausübung
eines Gewerbes zusammenhängende Benut­
zung eines vorübergehend eingeführten
Kraftfahrzeugs durch einen Inländer mit
ständigem Wohnsitz im Einfuhrstaat geht.

Für eine Beurteilung der vorliegenden
Rechtssache sind sowohl die einschlägigen
belgischen Mehrwertsteuervorschriften und
die Praxis ihrer Anwendung als auch die üb­
rigen Tatsachen von Bedeutung, die dem
Verfahren vor dem nationalen Gericht zu­
grunde liegen. In diesem Verfahren geht es
übrigens nicht um die Nachforderung von
Mehrwertsteuer für ein nach Belgien einge­
führtes Kraftfahrzeug. Es ist vielmehr ein
Strafverfahren. Die Zusammenfassung des
wesentlichen Sachverhalts habe ich haupt­
sächlich aus dem Sitzungsbericht übernom­

men. Dabei habe ich jedoch die von der bel­
gischen Regierung vorgeschlagenen Klarstel­
lungen berücksichtigt. Außerdem habe ich
die Erläuterung des Angeklagten des Aus­
gangsverfahrens auf die Frage des Gerichts­
hofes, wer für die Studienkosten und den
Unterhalt aufgekommen sei, mit einbezo­
gen.

Daß ich den Sitzungsbericht in dieser Weise
übernehme, hat außerdem den Vorteil, daß
als Grundlage für die Beurteilung der Sach­
verhalt dient, über den sich nicht allein der
Berichterstatter und der Generalanwalt einig
sind, sondern bei dem auch die Ausführun­
gen der Parteien zum Sitzungsbericht be­
rücksichtigt sind.

1.2. Die einschlägige belgische Gesetzesrege­
lung

In Belgien wird die Mehrwertsteuer in dem
durch Gesetz vom 3. Juli 1969 eingeführten
Code de la taxe sur la valeur ajoutée
(Mehrwertsteuergesetz) in Artikel 2 als eine
Steuer auf Lieferungen von Gegenständen
und sonstige Leistungen, die „der Steuer­
pflichtige im Rahmen seines Unternehmens
ausführt", definiert. Nach Artikel 3 des Ge­
setzes unterliegt „die Einfuhr von Gegen­
ständen, durch wen auch immer, ... ebenfalls
der Steuer". Unter Einfuhr ist nach Artikel
23 des Gesetzes „das Verbringen eines Ge­
genstands in belgisches Hoheitsgebiet" zu
verstehen. Die Mehrwertsteuer entsteht zu
dem Zeitpunkt, zu dem der Gegenstand in
das Hoheitsgebiet gelangt (Artikel 24 Ab­
satz 1 des Gesetzes).

Nach Artikel 40 Absatz 1 des Gesetzes kön­
nen bestimmte Gegenstände im Fall der vor­
übergehenden Einfuhr von der Mehrwert­
steuer befreit werden. So bestimmt der auf­
grund dieser Bestimmung erlassene Artikel
23 des Arrêté royal Nr. 7 relatif aux impor­
tations de biens pour l'application de la taxe
sur la valeur ajoutée vom 27. Dezember
1977 (königlichen Verordnung über die Er­
hebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr
von Gegenständen; Moniteur belge vom
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31. Dezember 1977), daß die Steuerbefrei­
ung im Falle der vorübergehenden Einfuhr
der im Anhang zu der Verordnung aufge­
zählten Gegenstände gewährt wird; in die­
sem Anhang sind unter Nr. 2 die „Ver­
kehrsmittel" genannt. Die Befreiung wird
nach Artikel 23 Absatz 2 der königlichen
Verordnung unter den Voraussetzungen ge­
währt, die in den Bestimmungen zur Rege­
lung der Freistellung von den Einfuhrabga­
ben aufgeführt sind.

Nach Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a des
Arrêté ministeriel réglant les franchises en
matière de droits d'entrée vom 17. Februar
1960 (Ministerialverordnung zur Regelung
der Freistellung von den Einfuhrabgaben)
gilt die Steuerbefreiung nur für die Ver­
kehrsmittel, die „von natürlichen Personen
eingeführt werden, die ihren Hauptwohnsitz
im Ausland haben und die Verkehrsmittel
zu ihrem persönlichen Gebrauch benutzen".
Eine Person hat ihren Hauptwohnsitz im
Ausland nach dieser Bestimmung auch
dann, wenn sie ihren Beruf in Belgien, Lu­
xemburg oder in den Niederlanden ausübt,
aber mindestens einmal im Monat ins Aus­
land zurückkehrt und dort einen eigenen
Hausstand unterhält oder mangels eines sol­
chen im Melderegister eingetragen ist (Arti­
kel 25 Absatz 3a Buchstabe d). Nach Artikel
25 Absatz 3c Buchstabe a ist unter dem Ort
des eigenen Hausstands bei Eheleuten der
gemeinsame Wohnort zu verstehen.

Wie sich aus den Akten ergibt, gewähren
die belgischen Behörden den luxemburgi­
schen Studenten, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt im Großherzogtum haben und
an einer Ausbildungsstätte in Belgien studie­
ren, nach Artikel 25 der vorgenannten kö­
niglichen Verordnung in der Regel Steuer­
befreiung für die im Großherzogtum zuge­
lassenen Fahrzeuge. Von dieser Vergünsti­
gung sind jedoch verheiratete Studenten

. ausgeschlossen, wenn sich zeigt, daß diese
durch ihre Heirat den neuen gemeinsamen
Haushalt und damit auch ihren Haupt­
wohnsitz nunmehr in Belgien haben.

1.3. Der Sachverhalt des Ausgangsverfahrens

Der im Ausgangsverfahren angeklagte lu­
xemburgische Staatsangehörige kam 1976
nach Belgien, um an der Universität Lüttich
Zoologie zu studieren. Während seines —
1981 abgeschlossenen — Studiums war er
seit dem 21. Oktober 1976 im Ausländer­
melderegister in Lüttich eingetragen. Er war
jedoch weiterhin in der Gemeinde Diekirch
(Großherzogtum Luxemburg) als bei seiner
dort lebenden Mutter wohnhaft gemeldet.

Am 15. September 1978 heiratete der Ange­
klagte eine französische Staatsangehörige,
die jetzt nach ihrer Einbürgerung Luxem­
burgerin ist, und wohnte seitdem mit seiner
Frau in Lüttich, die dort seit dem 6. Ok­
tober 1977 im Ausländermelderegister ein­
getragen war und seit dem 3. Januar 1978
als Krankenschwester arbeitete. Die Ehe­
leute waren zusammen im Ausländermelde­
register in Lüttich eingetragen; daneben
blieb der Angeklagte in der Gemeinde Die­
kirch, dem Wohnort seiner Mutter, gemel­
det. Außerdem kamen seine Eltern, wie er
auf eine Frage in der mündlichen Verhand­
lung erklärt hat, auch nach seiner Heirat
noch für die Kosten seines Studiums und
seines Unterhalts (15 000 BFR) auf. Sie be­
zahlten auch das Auto, das er sich ange­
schafft hatte. Als der Angeklagte im Jahre
1981 sein Studium beendet hatte, kehrte er
mit seiner Frau nach Luxemburg zurück.

Für die Fahrten zwischen Lüttich und dem
Großherzogtum Luxemburg benutzte der
Angeklagte seit 1978 nacheinander zwei
Fahrzeuge, die er unter Entrichtung der lu­
xemburgischen Mehrwertsteuer im Groß­
herzogtum gekauft hatte und die dort zuge­
lassen waren. Der erste Wagen, ein Alfa
Romeo, wurde 1979 verkauft und ging zu­
rück ins Großherzogtum; den zweiten,
einen Volkswagen, nahm der Angeklagte
1981 mit, als er mit seiner Frau nach Lu­
xemburg zurückkehrte.

Im Jahre 1980 teilte die belgische Steuerver­
waltung dem Angeklagten mit, daß er seit
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seiner Heirat im Jahre 1978 seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt in Lüttich habe und daher
für beide Fahrzeuge Mehrwertsteuer ent­
richten müsse. Wegen des Weiterverkaufs
des Alfa Romeo im Jahre 1979 schlug die
Verwaltung ihm jedoch die Zahlung einer
Geldbuße von 1 500 BFR vor. Für den
Volkswagen sollte der Angeklagte 25 %
Mehrwertsteuer, d. h. 42 238 BFR zahlen.
Nach der Ablehnung dieses Vorschlags er­
hielt er eine Zahlungsaufforderung über un­
gefähr 100 000 BFR. Nachdem dieser Be­
trag nicht rechtzeitig eingegangen war,
strengten die Steuerbehörden vor dem Tri­
bunal correctionnel Lüttich ein Verfahren
gegen ihn an, um die Beschlagnahme der
beiden Fahrzeuge, hilfsweise die Zahlung
ihres entsprechenden Gegenwerts in Höhe
von 61 565 BFR bzw. 168 950 BFR zu er­
reichen. Der Angeklagte wurde in erster In­
stanz antragsgemäß verurteilt. Das Urteil
wurde im Dezember 1983 von der Cour
d'appel Lüttich bestätigt.

Im Mai 1984 hob die Cour de cassation das
Urteil der Cour d'appel Lüttich mit der Be­
gründung auf, in dem aufgehobenen Urteil
seien weder in den Entscheidungsgründen
noch durch Verweis auf das Ersturteil die
einschlägigen Rechtsvorschriften angegeben
worden. Die Rechtssache wurde an die
Cour d'appel Brüssel zurückverwiesen, die
im Juli 1984 ein Versäumnisurteil unter Be­
rücksichtigung des Kassationsurteils erließ.
Dagegen legte der Angeklagte vor diesem
Gericht Einspruch ein. Mit Urteil vom 26.
September 1984 erklärte die Cour d'appel
Brüssel den Antrag der Steuerbehörden für
unzulässig, soweit er die Benutzung des
Alfa Romeo in Belgien betraf, da die Straf­
verfolgung insoweit seit dem 14. August
1984 verjährt sei.

Da sich nach Ansicht der Cour d'appel
Brüssel in dem bei ihr anhängigen Rechts­
streit im Hinblick auf die Benutzung des
Volkswagens Fragen nach der Auslegung
des Gemeinschaftsrechts stellen, hat sie mit
Urteil vom 26. September 1984 das Verfah­

ren ausgesetzt und dem Gerichtshof nach
Artikel 177 EWG-Vertrag folgende Frage
zur Vorabentscheidung vorgelegt:

„Verstoßen die Bestimmungen des belgi­
schen Mehrwertsteuergesetzes vom 3. Juli
1969, wie sie vom Finanzministerium ausge­
legt werden, im vorliegenden Fall gegen die
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften über
den freien Waren- und den freien Dienstlei­
stungsverkehr, soweit sie, insbesondere die
Artikel 23 und 24, unter der Bezeichnung
Mehrwertsteuer der Sache nach einen Zoll
geschaffen haben?"

In der Begründung des Vorlageurteils wirft
die Cour d'appel Brüssel unter anderem die
Frage auf, ob es nicht gegen das Gemein­
schaftsrecht verstößt, wenn ein Luxembur­
ger, der sein Fahrzeug in Luxemburg ge­
kauft, aber überwiegend in Belgien benutzt
hat, zweimal Mehrwertsteuer zu entrichten
hat.

II. Beim Gerichtshof eingereichte Erklä­
rungen

Der Angeklagte des Ausgangsverfahrens trägt
vor, die ihm im vorliegenden Fall auferlegte
Abgabe könne nicht als Mehrwertsteuer an­
gesehen werden. Es handele sich vielmehr
um eine Abgabe bei der Einfuhr einer Ware
und daher um einen verschleierten Zoll.
Aufgrund der besonderen Umstände des
Falls verstoße eine solche Abgabe jedoch of­
fensichtlich gegen die gemeinschaftsrechtli­
chen Vorschriften über den freien Waren­
verkehr.

Die belgische Regierung trägt zunächst vor,
der Rat habe nach den streitigen Ereignissen
am 28. März 1983 die Richtlinie
83/182/EWG über Steuerbefreiungen in­
nerhalb der Gemeinschaft bei vorübergehen­
der Einfuhr bestimmter Verkehrsmittel (ABl.
1983, L 105, S. 59) erlassen. Nach Artikel
10 dieser Richtlinie erließen die Mitglied­
staaten die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, um der Richtlinie bis
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zum 1. Januar 1984 nachzukommen. Nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b dieser Richt­
linie werde Befreiung von bestimmten Abga­
ben — unter anderem von der Mehrwert­
steuer — gewährt, wenn ein Student ein in
dem Mitgliedstaat seines gewöhnlichen
Wohnsitzes zugelassenes Personenfahrzeug
vorübergehend in den Mitgliedstaat ein­
führe, in dem er sich ausschließlich zum
Zweck seines Studiums aufhalte. Die bel­
gische Regierung bemerkt dazu, daß es in
der belgischen Mehrwertsteuergesetzgebung
eine gleichlautende Vorschrift gebe, die aber
im vorliegenden Fall nicht anwendbar sei,
da der Angeklagte sich seit seiner Heirat
nicht ausschließlich zum Zweck seines Stu­
diums in Belgien aufgehalten habe und in­
folgedessen davon auszugehen sei, daß er
seinen gewöhnlichen Wohnsitz in Belgien
habe.

Unter Hinweis auf Ihr Urteil vom 19. Juni
1973 in der Rechtssache 77/72 (Capolongo,
Slg. 1973, 611) macht die belgische Regie­
rung weiterhin geltend, daß die Erhebung
der Einfuhrumsatzsteuer einem Zoll nicht
gleichgestellt werden könne, da eine solche
Abgabe Bestandteil einer allgemeinen inlän­
dischen Abgabenregelung sei, die einheimi­
sche und eingeführte Erzeugnisse systema­
tisch nach denselben Merkmalen erfasse.

Nach Ansicht der belgischen Regierung ist
es schließlich im vorliegenden Fall nach dem
Gemeinschaftsrecht und insbesondere nach
Artikel 95 EWG-Vertrag nicht unzulässig,
auf ein Fahrzeug Mehrwertsteuer zu erhe­
ben, für das im Ursprungsland bereits
Mehrwertsteuer entrichtet worden sei. Zwar
habe der Gerichtshof in seinem Urteil vom
5. Mai 1982 in der Rechtssache 15/81
(Schul, Slg. 1982, 1409) entschieden, daß
bei Erhebung der Einfuhrabgabe der Rest­
betrag der im Ausfuhrmitgliedstaat entrich­
teten Mehrwertsteuer zu berücksichtigen
sei, habe dem aber hinzugefügt, daß ein sol­
cher Ausgleich nicht notwendig sei, soweit
die betreffende Ware nach den geltenden
Regelungen bei der Ausfuhr von der Steuer

hätte befreit werden können. Im vorliegen­
den Fall hätte der Angeklagte aber bei den
luxemburgischen Steuerbehörden die Befrei­
ung von der Mehrwertsteuer wegen unmit­
telbarer Ausfuhr beantragen können.

Aufgrund dessen schlägt die belgische Re­
gierung vor, die Frage der Cour d'appel
Brüssel wie folgt zu beantworten: Die Ein­
fuhrumsatzsteuer für ein in einem anderen
Mitgliedstaat unter Entrichtung der Mehr-
wersteuer gekauftes Fahrzeug ist keine zoll­
gleiche Abgabe; ihre Erhebung stellt auch
keine höhere Besteuerung des ausländischen
Erzeugnisses gegenüber dem gleichen inlän­
dischen Erzeugnis dar, soweit eine Doppel­
besteuerung entweder durch eine Steuerbe­
freiung im Ursprungsmitgliedstaat bei der
Ausfuhr oder durch eine Freistellung von
der Steuer bei der Einfuhr im Bestimmungs­
mitgliedstaat ausgeschlossen werden kann.

Unter Hinweis insbesondere auf die Rand­
nummern 21 und 22 der Entscheidungs­
gründe des Urteils des Gerichtshofes vom
5. Mai 1982 (Schul, a.a.O.) führt die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften zu­
nächst aus, daß die Mehrwertsteuer Be­
standteil einer allgemeinen inländischen Ab­
gabenregelung sei, deren Vereinbarkeit mit
dem Gemeinschaftsrecht im Rahmen der
steuerlichen Vorschriften des Vertrages und
nicht nach den Vorschriften über den freien
Warenverkehr zu beurteilen sei.

In der vorliegenden Rechtssache gehe es um
die beiden folgenden grundlegende Fragen,
die näher untersucht werden müßten :

a) Gilt ein verheirateter Student als in dem
Mitgliedstaat wohnhaft, in dem er stu­
diert, auch wenn er die Absicht hat, nach
Beendigung seines Studiums in sein Hei­
matland zurückzukehren?

b) Wie weit reicht das Recht der Mitglied­
staaten, auf vorübergehende Einfuhren
durch nicht gebietsansässige Personen
Mehrwertsteuer zu erheben?
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In diesem Zusammenhang verweist die
Kommission auf die Sechste Richtlinie des
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessensgrundlage (ABl.
1977, L 145, S. 1) (im folgenden: Sechste
Mehrwertsteuerrichtlinie), nach deren Arti­
kel 14 Absatz 1 Buchstabe c die „vorüberge­
hende Einfuhr" von Gegenständen in das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats von der
Steuer befreit sei. Der Begriff habe einen
gemeinschaftsrechtlichen Inhalt, dem die
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der
Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie Rech­
nung tragen müßten, damit die Mehrwert­
steuerbefreiungen nicht von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat unterschiedlich seien. Aus
denselben Gründen könne auch ein ver­
wandter Begriff wie der „vorübergehende
Wohnsitz" nicht einfach anhand des natio­
nalen Rechts ausgelegt werden.

Zur Ermittlung des gemeinschaftsrechtlichen
Inhalts der beiden Begriffe verweist die
Kommission auf die vorgenannte Richtlinie
83/182 des Rates vom 28. März 1983. Nach
Artikel 5 dieser Richtlinie dürften Studenten
ein Fahrzeug vorübergehend in den Mit­
gliedstaat einführen, in dem sie studierten;
Artikel 7, der allgemeine Bestimmungen
über den Nachweis des Wohnsitzes ent­
halte, sehe in diesem Zusammenhang vor,
daß „der Universitäts- und Schulbesuch ...
keine Verlegung des gewöhnlichen Wohn­
sitzes zur Folge" habe. Es sei kaum denk­
bar, daß die bloße Tatsache, verheiratet zu
sein und mit seinem Ehepartner zusammen
zu wohnen, dazu führe, daß man kein Stu­
dent mehr sei und auch keinen vorüberge­
henden Wohnsitz mehr habe. Außerdem
habe die Definition des Wohnsitzes eines
Studenten, wie sie in der Richtlinie 83/182
festgelegt worden sei, bereits im Rahmen
der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie ge­
golten. Die Richtlinie 83/182 habe nämlich

in vieler Hinsicht nur deklaratorischen Cha­
rakter.

Deshalb sei angesichts der Zielsetzung des
Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe c der Sech­
sten Mehrwertsteuerrichtlinie davon auszu­
gehen, daß der Angeklagte die Gegenstände
vorübergehend eingeführt habe. Infolgedes­
sen müsse das betreffende Fahrzeug von der
belgischen Mehrwertsteuer befreit werden.

Sollte der Gerichtshof der Auffassung sein,
daß der Angeklagte seinen gewöhnlichen
Wohnsitz in Belgien gehabt habe und die
belgische Mehrwertsteuer schulde, so müsse
dieser sich auf die bereits in Luxemburg ent­
richtete Mehrwertsteuer berufen können.
Jede andere Lösung wäre offenkundig
ungerecht und würde die Tragweite des Ur­
teils des Gerichtshofes vom 5. Mai 1982
(Schul, a.a.O.) einschränken, das im wesent­
lichen eine Doppelbesteuerung habe aus­
schließen sollen.

Zusammenfassend schlägt die Kommission
vor, die Frage der Cour d'appel Brüssel wie
folgt zu beantworten :

„Die Mehrwertsteuer ist eine allgemeine
Abgabenregelung, deren Vereinbarkeit mit
dem Gemeinschaftsrecht sich nach den
steuerlichen Vorschriften des EWG-Ver­
trags und nicht nach den Vorschriften über
den freien Warenverkehr richtet. Die Erhe­
bung der Einfuhrumsatzsteuer, für die keine
der Befreiungen der Sechsten Richtlinie gilt,
ist nur dann mit Artikel 95 vereinbar, wenn
die bereits im Ausfuhrmitgliedstaat entrich­
tete Mehrwertsteuer berücksichtigt wird."

Auf einzelne in der mündlichen Verhand­
lung gegebene Erläuterungen der beim Ge­
richtshof eingereichten Erklärungen komme
ich bei der Beantwortung der vorgelegten
Frage noch zurück.
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III. Neuformulierung und Beantwortung
der vorgelegten Frage

III. 1. Die Formulierung der Frage

Wie die Kommission zu Recht festgestellt
hat, ist die Frage vom vorlegenden Gericht
in diesem Fall nicht ganz glücklich gestellt
worden. Durch die Formulierung wird näm­
lich der Eindruck erweckt, als werde der
Gerichtshof in einem Fall wie dem vorlie­
genden nur um die Auslegung der in Be­
tracht kommenden Artikel des Titels I des
EWG-Vertrags, insbesondere der Artikel 12
und 13, ersucht. Aus den in den Randnum­
mern 18 bis 21 der Entscheidungsgründe Ih­
res ersten Schul-Urteils (Rechtssache 15/81,
Slg. 1982, 1409) angeführten Gründen sind
die Artikel 12 und 13 EWG-Vertrag in
einem Fall wie dem vorliegenden nicht an­
wendbar.

In Anbetracht der Besonderheiten des vom
nationalen Gericht vorgelegten Problems
kann man jedoch davon ausgehen, daß es
um eine Entscheidung des Gerichtshofes
darüber ersucht, ob in einem Fall wie dem
vorliegenden die Erhebung der Mehrwert­
steuer durch einen Mitgliedstaat bei der
Einfuhr eines Personenwagens aus einem
anderen Mitgliedsta'at im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht — einschließlich der
Richtlinien des Rates zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Umsatzsteuern — steht.

Die abstrakte Fallgestaltung, auf die Sie sich
bei Ihrer Antwort im vorliegenden Fall be­
schränken können, muß aufgrund der Akten
unter anderem folgende Merkmale aufwei­
sen:

a) Es geht darum, daß ein unter Entrich­
tung der Mehrwertsteuer im Mitglied­
staat B gekaufter und dort auch zugelas­
sener Personenwagen in den Mitglied­
staat A gebracht wird.

b) Die Überführung erfolgt durch einen
Angehörigen des Mitgliedstaats B, der
dort auch seinen festen Wohnsitz hat.

c) Der Betroffene ist wegen seines vorüber­
gehenden Hochschulstudiums im Mit­
gliedstaat A dort auch im Ausländer­
melderegister eingetragen, kehrt aber
nach Beendigung seines Studiums in den
Mitgliedstaat B zurück.

d) Der Betroffene hat vor dem Kauf des
fraglichen Personenwagens im Mitglied­
staat B eine Staatsangehörige des Mit­
gliedstaats C (später durch Einbürgerung
Staatsangehörige des Mitgliedstaats B)
geheiratet, die ebenfalls im Mitgliedstaat
A in das Ausländermelderegister einge­
tragen ist, dort einer Erwerbstätigkeit
nachgeht und für deren Einkommen der
Betroffene entsprechend dem für ihn gel­
tenden Einkommensgesetz des Mitglied­
staats A in diesem Staat Einkommens­
steuer zahlen muß.

e) Für die Kosten des Studiums und des Le­
bensunterhalts des betroffenen Studenten
im Mitgliedstaat A kommen jedoch so­
wohl vor als auch nach seiner Heirat
ganz oder überwiegend seine im Mit­
gliedstaat B wohnenden Eltern auf.

III.2. Beantwortung der auf diese Weise ge­
nauer gefaßten Frage

III.2.1. Argumente, die sich auf die anwend­
baren Gemeinschaftsvorschriften stützen

Der Grund für die Probleme der vorliegen­
den Art liegt meines Erachtens in erster Li­
nie in der äußerst weiten Definition des An­
wendungsbereich der harmonisierten Mehr­
wertsteuer in den Artikeln 2 und 7 der
Sechsten Richtlinie (Richtlinie 77/388, ABl.
1977, L 145, S. 1).

Nach Artikel 2 dieser Richtlinie unterliegen
„der Mehrwersteuer:

1) Lieferungen von Gegenständen und
Dienstleistungen, die ein Steuerpflichti­
ger als solcher im Inland gegen Entgelt
ausführt;

2) die Einfuhr von Gegenständen".
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Wie Artikel 7 in diesem Zusammenhang
verdeutlicht, liegt „die Einfuhr eines Gegen­
standes ... vor, wenn dieser Gegenstand in
das Inland im Sinne des Artikels 3 gelangt".

Bei der Benutzung von Kraftfahrzeugen
würde diese weite Definition natürlich dazu
führen, daß jede Fahrt, bei der die Grenze
eines anderen Mitgliedstaates überschritten
wird, besteuerbar wäre, wenn es nicht unter
anderem in Artikel 14 der Sechsten Richtli­
nie eine Reihe von Steuerbefreiungen gäbe.
Angesichts der von mir später noch zusam­
menzufassenden Ziele der Mehrwertsteuer­
harmonisierung müßten diese Befreiungstat­
bestände im Zusammenhang mit der sehr
weiten Definition des Begriffs „Einfuhr"
nach meiner Meinung so weit ausgelegt
werden, daß unnötige Behinderungen des
grenzüberschreitenden Personenverkehrs
ausgeschlossen sind. Auf diesen Ausgangs­
punkt komme ich im vorliegenden Fall noch
ausführlich zurück.

In den schriftlichen und mündlichen Erklä­
rungen im vorliegenden Verfahren ist jeden­
falls zu Recht besonders auf die Auslegung
des genannten Artikel 14 abgestellt worden.

Nach Artikel 14 Absatz 1 befreien die Mit­
gliedstaaten „unbeschadet sonstiger Ge­
meinschaftsbestimmungen ... unter den Be­
dingungen, die sie zur Gewährleistung einer
korrekten und einfachen Anwendung der
nachstehenden Befreiungen sowie zur
Verhütung von Steuerhinterziehungen,
Steuerumgehungen und etwaigen Mißbräu­
chen festsetzen, von der Steuer:

c) die Einfuhr von Gegenständen, die für
ein Verfahren der vorübergehenden Ein­
fuhr angemeldet worden sind, für die
aufgrund dieses Verfahrens eine Zollbe­
freiung gilt oder, wenn sie aus einem
Drittland eingeführt worden wären, gel­
ten würde".

Artikel 14 Absatz 2 bestimmt, soweit er hier
von Bedeutung ist, folgendes:

„Die Kommission unterbreitet dem Rat so
bald wie möglich Vorschläge für die Aufstel­
lung gemeinschaftlicher Steuerregeln zur
genaueren Beschreibung des Geltungsbe­
reichs der Steuerbefreiungen nach Absatz 1
und der praktischen Einzelheiten ihrer
Durchführung.

Bis zum Inkrafttreten dieser Regeln können
die Mitgliedstaaten:

— die geltenden einzelstaatlichen Vor­
schriften im Rahmen der vorstehenden
Bedingungen beibehalten;

— diese Vorschriften anpassen, um die
Wettbewerbsverzerrungen und insbeson­
dere die Nicht- oder Doppelbesteuerung
im Mehrwertsteuerbereich innerhalb der
Gemeinschaft zu verringen;

— die Verwaltungsverfahren anwenden, die
ihnen zur Erzielung der Steuerbefreiung
am geeignesten erscheinen."

Wie sich aus der obigen Übersicht über die
einschlägigen belgischen Vorschriften ergibt,
sind im vorliegenden Fall die „geltenden
einzelstaatlichen Vorschriften" im Sinne von
Artikel 14 Absatz 2 erster Gedankenstrich,
und zwar die Vorschriften der oben genann­
ten Ministerialverordnung vom 17. Februar
1960 zur Regelung der Freistellung von den
Einfuhrabgaben, anwendbar. Nebenbei
möchte ich dazu bemerken, daß vermutlich
der Titel dieser Ministerialverordnung das
vorlegende Gericht zu der etwas ungenauen
Formulierung der Vorabentscheidungsfrage
veranlaßt hat.

Die belgische Regierung gründet ihren
Standpunkt, daß der Angeklagte im vorlie­
genden Fall die Mehrwertsteuer schulde, in
erster Linie auf die zitierte Stelle des Arti­
kels 14 Absatz 2 der Sechsten Richtlinie.

Da diese Stelle jedoch nur bestimmt, daß
die Mitgliedstaaten „die geltenden einzel­
staatlichen Vorschriften im Rahmen der vor­
stehenden Bestimmungen beibehalten" kön­
nen (Unterstreichung meinerseits), mißt die
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Kommission zu Recht auch dem ersten Ab­
satz von Artikel 14 für die Beantwortung
der vorgelegten Frage Bedeutung zu. Es
geht somit vor allem um die Auslegung des
Begriffs „vorübergehende Einfuhr".

Für diese Auslegung sind nach Ansicht der
Kommission auch die Artikel 5 und 7 der
Richtlinie 83/182 des Rates über Steuerbe­
freiungen innerhalb der Gemeinschaft bei
vorübergehender Einfuhr bestimmter Ver­
kehrsmittel (ABl. 1983, L 105, S. 59) wich­
tig. Nach diesen Vorschriften dürfen Stu­
denten vorübergehend ein Personenfahr­
zeug in den Mitgliedstaat einführen, in dem
sie studieren; nach Artikel 7 hat „der Uni-
versitäts- und Schulbesuch... keine Verle­
gung des gewöhnlichen Wohnsitzes zur
Folge". Diese Vorschriften haben nach Auf­
fassung der Kommission rein deklatorischen
Charakter und könnten daher auch auf
einen Sachverhalt angewendet werden, der
vor dem Inkrafttreten dieser Richtlinie liege.

Wenn meines Erachtens auch einiges für
diesen Standpunkt spricht, so glaube ich
trotzdem nicht, daß er Ihnen bei der Beant­
wortung der vorgelegten Frage viel weiter
hilft. Tatsächlich müßten auch dabei in Ihre
Überlegungen genau die Argumente der bel­
gischen Regierung mit einbezogen werden,
die von Bedeutung sind, wenn Sie aus­
schließlich vom Begriff der „vorübergehen­
den Einfuhr" in Artikel 14 Absatz 1 ausge­
hen. Darauf hat in der mündlichen Ver­
handlung ebenfalls der Vertreter der belgi­
schen Regierung hingewiesen.

III.2.2. Beurteilung des Standpunkts der bel­
gischen Regierung im Hinblick auf den Be­
griff „vorübergehende Einfuhr"

Die belgische Regierung gründet ihren
Standpunkt über die Besteuerbarkeit des
eingeführten Fahrzeugs vor allem auf fol­
gende Umstände :

a) Im Hinblick auf die Einkommenssteuer
habe das Ehepaar einen Wohnsitz in Bel­
gien gewählt.

b) Das Ehepaar habe in Belgien seinen nor­
malen gemeinsamen Wohnsitz gehabt;
und der gemeinsame Wohnsitz gehe
nach belgischem Recht einem eventuellen
zweiten Wohnsitz des studierenden Ehe­
manns in einem anderen Mitgliedstaat
vor.

c) Es sei davon ausgegangen worden, daß
beide Eheleute durch die Heirat von ih­
ren Eltern finanziell unabhängig gewor­
den seien; vor allem sei der betroffene
Student (Eigentümer und „Importeur"
des Personenwagens) zu diesem Zeit­
punkt finanziell von seiner Frau unter­
halten worden.

Die belgische Regierung hat andererseits so­
wohl im Ausgangsverfahren als auch im
Verfahren vor dem Gerichtshof eingeräumt,
daß die betreffende belgische Befreiungsre­
gelung weiterhin gegolten hätte, wenn der
angeklagte Student seine Lebensgefährtin
nicht geheiratet, sondern mit ihr unverheira­
tet zusammengelebt hätte. Wie sich aus der
zweiten Erwägung auf Seite 4 des Vorlage­
beschlusses ergibt, hielt das vorlegende Ge­
richt auch diese Feststellung für wichtig.

Nach meiner Ansicht überzeugen diese drei
Argumente der belgischen Regierung zur
Begründung ihres Standpunkts nicht.

Der einkommenssteuerrechtliche Wohnsitz­
begriff kann nach meiner Meinung nicht für
den Wohnsitzbegriff im Mehrwertsteuer­
recht entscheidend sein (wobei es im vorlie­
genden Fall übrigens nicht um diesen Be­
griff, sondern um den Begriff der „vorüber­
gehenden Einfuhr" geht). Wenn nach dem
Einkommenssteuerrecht eines Landes alle
dort arbeitenden und aufgrund ihrer Arbeit
dort auch regelmäßig wohnenden Personen
steuerpflichtig sind, beruht dies vermutlich
auf der Überlegung, daß das Einkommen
soweit wie möglich in dem Land versteuert
werden soll, in dem die Einkünfte erzielt
werden. Wenn der arbeitende Ehepartner
eines Studenten aufgrund dieser Ausgangs­
überlegung — mag sie zu Recht bestehen
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oder nicht •—· sich oder seinen studierenden
Ehepartner für die auf diese Weise in die­
sem Land erzielten Einkünfte für steuer­
pflichtig hält, so reicht dies noch nicht, um
auch im Hinblick auf die Mehrwertsteuer
für einen vorübergehend eingeführten Per­
sonenwagen einen Wohnsitz des studieren­
den Ehepartners in diesem Land anzuneh­
men, wodurch die für ausländische Studen­
ten übliche Freistellung plötzlich entfällt.

Beim zweiten Argument ist zunächt nicht
einsichtig, warum ein verheirateter Student,
dessen mit ihm zusammen wohnende Frau
arbeitet (beide aus einem anderen Mitglied­
staat), anders behandelt werden soll als ein
Student, der mit einer Frau zusammenlebt,
die ebenfalls studiert (beide wiederum aus
einem anderen Mitgliedstaat). Außerdem ist
nicht klar, warum die Gefahr der Mehr­
wertsteuerhinterziehung (im Sinne von Arti­
kel 14 Absatz 1 der Sechsten Richtlinie) bei
einem verheirateten Studenten größer sein
soll als bei einem Studenten, der im Konku­
binat lebt.

Das dritte und wahrscheinlich wichtigste
Argument der belgischen Regierung ist
schließlich nach den Erklärungen, die der
Verteidiger des Angeklagten in der Sitzung
abgegeben hat, sachlich falsch, da die Eltern
des Angeklagten und nicht die arbeitende
Ehefrau überwiegend oder ganz für die Ko­
sten seines Lebensunterhalts (und seines
Kraftfahrzeugs) aufgekommen sind. Ob
diese Erklärung tatsächlich richtig ist, kann
vom Gerichtshof in einem Vorabentschei-
dungsverfahren natürlich nicht entschieden
werden. Um die Tragweite Ihrer Antwort
auf die vorgelegte Frage nicht weiter auszu­
dehnen als für den konkreten Fall notwen­
dig, werde ich Ihnen jedoch vorschlagen, in
Ihrer Antwort eine auf diese Erklärung zu­
rückgehende abstrakt formulierte Bedin­
gung als Voraussetzung aufzunehmen.

III.2.3. Abschließende Bemerkungen und An­
träge

Abschließend möchte ich zu dieser Rechts­
sache zunächst bemerken, daß es sich um
ein Strafverfahren handelt. Man kann davon
ausgehen, daß das zuständige belgische Ge­
richt bei der Prüfung der Schuldfrage oder
bei der Feststellung des Strafmaßes alle be­
sonderen Umstände des Falls berücksichti­
gen wird, auch die sich aus den zitierten
Gemeinschaftsvorschriften und aus dem
Kommissionsstandpunkt ergebenden Zwei­
fel, ob hier überhaupt eine Straftat vorliegt.
Dies gilt meines Erachtens auch dann, wenn
der Gerichtshof den Standpunkt der belgi­
schen Regierung schließlich teilen sollte.
Anders als die Kommission, die für diesen
Fall in der mündlichen Verhandlung noch
auf den in der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes entwickelten Verhältnismäßig­
keitsgrundsatz verwiesen hat, halte ich es
deshalb auch nicht für notwendig, auf die
eventuelle Anwendbarkeit dieses Grundsat­
zes noch gesondert einzugehen.

Ebensowenig halte ich es für wünschens­
wert, Ihnen als Antwort auf die vorgelegte
Frage entsprechend der Anregung der Kom­
mission hilfsweise die Anwendung der in
Ihren beiden Schul-Urteilen entwickelten
Grundsätze vorzuschlagen. Erstens wäre
eine solche Hilfslösung in dem betreffenden
Strafverfahren wahrscheinlich von wenig
Nutzen. Zweitens müßte Ihr erstes Schul-
Urteil genauer gefaßt werden, was der Ge­
richtshof nach meiner Meinung nur in Voll­
sitzung tun könnte und deshalb die Wieder­
eröffnung der Verhandlung erforderlich
machen würde. Aus dem erstgenannten
Grund kann ich Ihnen nicht zu einer sol­
chen Wiedereröffnung der Verhandlung ra­
ten.

Mein abschließendes Urteil in dieser Rechts­
sache beruht in erster Linie auf den ersten
beiden Begründungserwägungen der Ersten
Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
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Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer (ABl.
1967 L 71, S. 1301). Nach der ersten Be­
gründungserwägung ist es „Hauptziel des
Vertrages..., im Rahmen einer Wirtschafts­
union einen gemeinsamen Markt zu schaf­
fen, auf dem ein gesunder Wettbewerb
herrscht und der ähnliche Merkmale auf­
weist wie ein Binnenmarkt".

Nach der zweiten Begründungserwägung ist
es „Voraussetzung für die Verwirklichung
dieses Zieles..., daß in den Mitgliedstaaten
zuvor Rechtsvorschriften über die Umsatz­
steuern angewandt werden, durch welche
die Wettbewerbsbedingungen nicht ver­
fälscht und der freie Waren- und Dienstlei­
stungsverkehr im Gemeinsamen Markt nicht
behindert werden".

Anders als in den zitierten Rechtssachen
Carciati und Abbink geht es im vorliegen­
den Fall nicht um Handlungen von Perso­
nen im Rahmen der Berufsausübung, die
durch die steuerfreie Einfuhr gegenüber
Wettbewerbern einen künstlichen Wett­
bewerbsvorteil erhalten. Ein Student wie im
vorliegenden Fall genießt keinen Wett­
bewerbsvorteil im Sinne des ersten Haupt­
ziels der Harmonisierung der Mehrwert­
steuerregelungen der Mitgliedstaaten, wie es

in der zweiten Begründungerwägung der
Ersten Richtlinie zusammengefaßt ist. Geht
es auch um die Freizügigkeit (im vorliegen­
den Fall von Studenten), so kann allerdings
das zitierte zweite Hauptziel (der freie Wa­
ren- und Dienstleistungsverkehr) in Zwei­
felsfällen wie dem vorliegenden sicher den
Ausschlag geben für die Entscheidung, ob
der Mitgliedstaat zur Erhebung der Mehr­
wertsteuer berechtigt ist.

Aus diesen Gründen meine ich, daß in Fäl­
len wie dem vorliegenden eine weite Ausle­
gung des Artikels 14 der Sechsten Richtli­
nie, wie sie auch die Kommission in ihren
mündlichen und schriftlichen Hauptvor­
schlägen vertritt, gerechtfertigt ist. Wie be­
reits gesagt geht es dabei zum einen um den
Begriff „vorübergehende Einfuhr" in Artikel
14 Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richt­
linie und zum anderen um Artikel 14 Absatz
2 Unterabsatz 2 erster Gedankenstrich die­
ser Richtlinie. Nach der letztgenannten Be­
stimmung können die geltenden einzelstaat­
lichen Vorschriften (nur) „im Rahmen der
vorstehenden Bestimmungen" beibehalten
werden. Sie dürfen also nicht gegen die
Auslegung des Artikels 14 Absatz 1 durch
den Gerichtshof verstoßen.

Ich schlage Ihnen deshalb vor, auf die Ihnen vorgelegte und von" mir oben neu
formulierte Frage der Cour d'appel Brüssel wie folgt zu beantworten:

„Artikel 14 Absatz 2 der Sechsten Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern (ABl. 1977, L 145, S. 1) ist in Verbindung mit Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c
dieser Richtlinie dahin auszulegen, daß ein Mitgliedstaat seine bei Inkrafttreten
der Richtlinie geltenden einzelstaatlichen Vorschriften nicht in der Weise anwen­
den darf, daß die Einfuhr eines Personenwagens aus einem anderen Mitgliedstaat
nicht als vorübergehende Einfuhr im Sinne des genannten Artikels 14 Absatz 1
Buchstabe c anerkannt wird, obwohl der importierende Eigentümer

a) das Fahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat gekauft und dort zugelassen und
dafür Mehrwertsteuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet hat,
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b) in diesem anderen Mitgliedstaat einen festen Wohnsitz hat,

c) im erstgenannten Mitgliedstaat vorübergehend an einer Universität studiert,
sich ausschließlich zu diesem Zweck vorübergehend dort aufhält und anschlie­
ßend in den anderen Mitgliedstaat zurückkehrt und

d) die Kosten seines Studiums und seines Aufenthalts im ersten Mitgliedstaat ganz
oder größtenteils von seinen Eltern oder durch ein Stipendium aufgebracht
werden.

Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt, spielt es keine Rolle, ob der betref­
fende Student im ersten Mitgliedstaat während seines dortigen Aufenthalts mit
einer Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaats als des erstgenannten verhei­
ratet ist und mit dieser zusammenwohnt, auch wenn sie dort eigene Einkünfte
erzielt, für die der Student möglicherweise Einkommenssteuer zahlen muß."
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